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Antwort
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Höhe der Investitionszulagen und anderer öffentlicher Beihilfen für die
Automobilindustrie

1. Welche Automobilwerke und deren Zulieferindustrien sind nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den neunziger Jahren in Deutschland neu
entstanden, und welche sind für die kommenden Jahre geplant?

Angaben im Sinne einer systematischen Erfassung der in den neunziger
Jahren in Deutschland neu entstandenen Werke der Automobil- und Zu-
lieferindustrie liegen der Bundesregierung nicht vor. Gleiches gilt für die
Planungen neuer Werke.

In den neunziger Jahren wurden nur wenige größere Werke der Automo-
bilindustrie neu errichtet. Hierbei handelt es sich meist um Investitionen in
den neuen Bundesländern. Die Förderung von Investitionen im Automo-
bilbereich liegt in der Zuständigkeit der Bundesländer, die insofern über
die jeweiligen Investitionen informiert sind.

2. Wie hoch ist die Summe an Investitionszulagen und anderen öffentlichen
Beihilfen, die jeweils für die entstandenen Automobilwerke und die der
Zulieferindustrie von der EU, vom Bund und – nach Kenntnis der Bun-
desregierung – von den betreffenden Ländern bereitgestellt wurden?

Zahlenangaben zu Investitionszulagen für die Automobilindustrie stehen
in der geforderten Aufschlüsselung in der gegebenen Frist nicht zur Verfü-
gung. Aus der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe haben die Bundeslän-
der im Zeitraum von 1990 bis 1998 im Automobilsektor Fördermittel
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„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) in folgender
Höhe bewilligt:

Wirtschaftszweig Bewilligte
GA-Mittel
in Mio. DM

Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren 1 310,85

Herstellung von Karosserien, Aufbauten und Anhängern 154,74

Herstellung von Teilen und Zubehör für Kraftwagen und Kraftwa-
genmotoren 880,08

Gesamt: 2 345,68

Die o. a. Summen setzen sich zusammen aus Fördermitteln der Länder, des
Bundes und der Europäischen Union, wobei der Bundesanteil gemäß
Artikel 91 a Abs. 4 Satz 1 des Grundgesetzes die Hälfte der Ausgaben in
jedem Bundesland ausmacht. Die verbleibenden Fördermittel werden von
den Ländern zum Teil ausschließlich aus Eigenmitteln, zum Teil daneben
auch aus Fördermitteln der Europäischen Union dargestellt.

3. Welche Anforderungen an Investitionszulagen und andere öffentliche
Beihilfen wurden/werden von den jeweiligen Automobil-Unternehmen
für neu zu errichtende Automobilwerke und deren Zulieferindustrien
gestellt?

Der Anspruch auf Investitionszulagen setzt voraus (Investitionszulage
1991):

1. Begünstigt sind bewegliche Wirtschaftsgüter (keine Gebäude).

2. Begünstigt sind nur solche beweglichen Wirtschaftsgüter, die im Zeit-
punkt der Anschaffung oder Herstellung zum Anlagevermögen eines
Betriebs oder einer Betriebsstätte im Fördergebiet gehören.

3. Nach ihrer Anschaffung oder Herstellung müssen die Wirtschaftsgüter
mindestens drei Jahre zum Anlagevermögen irgendeines Betriebs oder
irgendeiner Betriebsstätte im Fördergebiet gehören, in irgendeiner Be-
triebsstätte im Fördergebiet verbleiben und in jedem der drei Jahre
nicht mehr als 10 v. H. privat genutzt werden.

4. Eine Begünstigung besteht nur noch für Investitionen vor dem 1. Januar
1999.

Mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) können Vorhaben der gewerblichen
Wirtschaft sowie wirtschaftsnahe Infrastrukturvorhaben gefördert wer-
den, durch die die Wettbewerbs- und Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft
gestärkt und neue Arbeitsplätze geschaffen bzw. vorhandene Arbeits-
plätze gesichert werden. Voraussetzung einer Förderung im Rahmen der
GA ist zunächst, daß das Investitionsvorhaben im Fördergebiet der Ge-
meinschaftsaufgabe durchgeführt werden soll.

Ein Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft kann gefördert wer-
den, wenn es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen Einkommens-
quellen das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmit-
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telbar und auf Dauer nicht unwesentlich zu erhöhen (Primäreffekt). Diese
Voraussetzungen können dann als erfüllt angesehen werden, wenn in der
zu fördernden Betriebsstätte überwiegend Leistungen erbracht werden,
die ihrer Art nach überregional abgesetzt werden. Im Zusammenhang mit
den hier behandelten Wirtschaftszweigen ist zu beachten, daß für die Her-
stellung von Fahrzeugen aller Art und Zubehör die sogenannte Positivliste
Anwendung findet, d. h. bei der Herstellung von Fahrzeugen aller Art so-
wie entsprechendem Zubehör gilt die Voraussetzung des überregionalen
Absatzes als erfüllt; die Unternehmen müssen somit das Erfüllen des Pri-
märeffekt-Kriteriums nicht im Einzelfall nachweisen. Das gleiche gilt für
die Handwerkszweige der Karosserie- und Fahrzeugbauer.

Für eine Förderung kommen nur solche Investitionen in Betracht, die
ausgehend vom Volumen oder der Zahl der geschaffenen Dauerarbeits-
plätze eine besondere Anstrengung des Betriebs erfordern. Dementspre-
chend sind Investitionsvorhaben nur förderfähig, wenn der Investitions-
betrag – bezogen auf ein Jahr – die in den letzten drei Jahren durch-
schnittlich verdienten Abschreibungen um mindestens 50% übersteigt
oder die Zahl bei Investitionsbeginn in der zu fördernden Betriebsstätte
bestehenden Dauerarbeitsplätze um mindestens 15% erhöht wird. Bei
einer Errichtungsinvestition gelten diese Voraussetzungen als erfüllt.

Staatliche Beihilfen an die Kfz-Industrie unterliegen der Beihilfenkon-
trolle durch die Europäische Kommission nach Artikel 92 ff. EG-Vertrag.
Seit 1989 müssen Beihilfen an die Kfz-Industrie und – unter bestimmten
Voraussetzungen – auch solche an die Zulieferindustrie bei Überschreiten
bestimmter Schwellenwerte der Europäischen Kommission einzeln notifi-
ziert und von dieser genehmigt werden. Das gilt auch dann, wenn die Bei-
hilfen aus bereits genehmigten Programmen gewährt werden sollen.
Grundlage hierfür ist der „Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen
in der Kfz-Industrie“. Gegenwärtig gilt der Gemeinschaftsrahmen in der
seit dem 1. Januar 1998 anwendbaren Fassung (Amtsblatt der Europä-
ischen Gemeinschaften C 279 vom 15. September 1997, S. 1). Auf der
Grundlage des Gemeinschaftsrahmens prüft die Europäische Kommis-
sion, ob die jeweils beabsichtigte Beihilfe mit den Wettbewerbsregeln des
EG-Vertrags vereinbar ist.

Entsprechend wurden seit Einführung des Gemeinschaftsrahmens beab-
sichtigte Beihilfen an die Kfz-Industrie bei Überschreiten der entsprechen-
den Schwellenwerte der Europäischen Kommission notifiziert und von
dieser auf ihre Vereinbarkeit mit dem europäischen Wettbewerbsrecht ge-
prüft. Der gegenwärtig anwendbare Gemeinschaftsrahmen ist auch in Zu-
kunft zu beachten. Er gilt zunächst bis zum 31. Dezember 2000.
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